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VORSCHRIFTEN 

zur Festlegung von Eigentumsbeschrankungen im Gewasserraum (GWR) der stehen- 
den Gewasser, der kleinen und mittleren Fliessgewasser, ausgenommen die grossen 

Fliessgewasser zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

! Allgemeines zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Die Vorschriften begleiten die Plane zur Festlegung des Gewâsserraums (nachfolgend 
GWR). Sie übernehmen die gesetzlichen Bestimmungen des Bundes, welche die môglichen 
Bodennutzungen sowie die Eigentumsbeschrankungen regeln, die erforderlich sind, damit die 
Ziele des GWR, also namentlich der Erhalt der natürlichen Gewasserfunktionen, der Hoch­ 
wasserschutz und die Gewassernutzung, erreicht werden kônnen. 

Das vorliegende Dokument bildet einen Bestandteil des für die ôffentliche Auflage zu erstel­ 
lenden Dossiers zur Festlegung des Gewasserraums (siehe Art. 13 Abs. 4 des kantonalen 
Wasserbaugesetzes vom 15. Mârz 2007). 

!! Vorschriften 

A. Bedeutung 

Die Vorschriften haben keine eigene Tragweite. Sie haben einzig zum Ziel die Betroffenen 
über den gesetzlichen Stand im Zeitpunkt der ôffentlichen Auflage des Projektes zur Festle­ 
gung des GWR zu informieren. Die Nutzung und die Eigentumsbeschrankungen ergeben 
sich direkt aus der Bundesgesetzgebung, in welcher sie geregelt sind. 

B. Extensive Gestaltung und Bewirtschaftung des Gewasserraums 

Art. 41c Gewasserschutzverordunq (GSchV) 
1 lm Gewâsserraurn dürfen nur standortgebundene, im ôffentlichen lnteresse liegende Anla­ 
gen wie Fuss- und Wanderwege, Flusskraftwerke oder Brücken erstellt werden. Sofern keine 
überwiegenden lnteressen entgegenstehen, kann die Behôrde ausserdem die Erstellung 
folgender Anlagen bewilligen: 

a. zonenkonforme Anlagen in dicht überbauten Gebieten; 

abis_ zonenkonforme Anlagen ausserhalb von dicht überbauten Gebieten auf einzelnen 
unüberbauten Parzellen innerhalb einer Reihe von mehreren überbauten Parzellen; 

b. land- und forstwirtschaftliche Spur- und Kieswege mit einem Abstand von mindestens 
3 m von der Uferlinie des Gewâssers, wenn topografisch beschrânkte Platzverhàltnlsse 
vorliegen; 

c. standortgebundene Teile von Anlagen, die der Wasserentnahme oder -einleitung die­ 
nen. 

d. der Gewassernutzung dienende Kleinanlagen. 
2 Anlagen sowie Dauerkulturen nach Artikel 22 Absatz 1 Buchstaben a-c, e und g-i der 
Landwirtschaftlichen Begriffsverordnung vom 7. Dezember 1998 im Gewâsserraurn sind in 
ihrem Bestand grundsatzlich geschützt, sofern sie rechtrnâsslq erstellt wurden und bestim­ 
rnunqsqemâss nutzbar sind. 
3 lm Gewâsserraurn dürfen keine Dünger und Pflanzenschutzmittel ausgebracht werden. Ein­ 
zelstockbehandlungen von Problempflanzen sind ausserhalb eines 3 m breiten Streifens ent­ 
lang des Gewëssers zulâssiq, sofern diese nicht mit einem angemessenen Aufwand mecha­ 
nisch bekàrnpft werden kônnen. 
4 Der Gewâsserraurn darf landwirtschaftlich genutzt werden, sofern er qemâss den Anforde­ 
rungen der Direktzahlungsverordnung vom 23. Oktober 2013 ais Streueflâche, Hecke, Feld­ 
und Ufergehôlz, Uferwiese entlang von Fliessgewassern, extensiv genutzte Wiese, extensiv 
genutzte Weide oder ais Waldweide bewirtschaftet wird. Diese Anforderungen gelten auch 



für die entsprechende Bewirtschaftung von Flâchen ausserhalb der landwirtschaftlichen Nutz­ 
flache. 
4bisReicht der Gewâsserraurn bei Strassen und Wegen mit einer Tragschicht oder bei Eisen­ 
bahnlinien entlang von Gewassem landseitig nur wenige Meter über die Verkehrsanlage hin­ 
aus, so kann die Behërde für den landseitigen Teil des Gewâsserraums Ausnahmen von den 
Bewirtschaftungseinschrankungen nach den Absatzen 3 und 4 bewilligen, wenn keine Dün­ 
ger oder Pflanzenschutzmittel ins Gewâsser gelangen kënnen. 
5 Massnahmen gegen die natürliche Erosion der Ufer des Gewâssers sind nur zulàssiq, so­ 
weit dies für den Schutz vor Hochwasser oder zur Verhinderung eines unverhâttnismassiçen 
Verlustes an landwirtschaftlicher Nutzflâche erforderlich ist. 
6 Es gelten nicht: 

a. die Absâtze zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA1-5 für den Teil des Gewâsserraums, der ausschliesslich der Gewâhrlels­ 
tung einer Gewassernutzung dient; 

b. die Absâtze 3 und 4 für den Gewësserraum von eingedolten Gewâssem. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

C. Kulturland mit der Qualitat von Fruchtfolgeflachen im Gewasserraum 

Art. 41 (1lis GSchV 

1 Ackerfâhiqes Kulturland mit der Qualitat von Fruchtfolqeflàchen im Gewasserraurn ist von 
den Kantonen bei der lnventarisierung der Fruchtfolgeflachen nach Artikel 28 der Raumpla­ 
nungsverordnung vom 28. Juni 2000 separat auszuweisen. Es kann weiterhin an den kanto­ 
nalen Mindestumfang der Fruchttolqeflâchen angerechnet werden. Liegt ein entsprechender 
Bundesratsbeschluss (Art. 5 GSchG) vor, so dürfen diese Flâchen in Notlagen intensiv be­ 
wirtschaftet werden. 
2 Für ackerfâhlqes Kulturland mit der Qualitat von Fruchttolqetlàchen im Gewâsser-raum, das 
benëtigt wird, um bauliche Massnahmen des Hochwasserschutzes oder der Revitalisierung 
umzusetzen, ist nach den Vorgaben des Sachplans Fruchttolqe-flâchen (Art. 29 der Raum­ 
planungsverordnung vom 28. Juni 2000) Ersatz zu leisten. 

!!! Andere Aspekte 

A. Rechtswirkung 

Sobald die Plane, die den GWR bestimmen, durch den Staatsrat genehmigt worden sind und 
die Genehmigung in Rechtskraft erwachsen ist, haben die Plane für Behërden und Private 
rechtsverbindliche Wirkung. 

B. Spezialbewilligung (Teilbewilligung) für eine Ausnahme vom Bauverbot im GWR 

Ein Gesuchsteller, der in einem GWR bauen will, muss sein Bauvorhaben gleichzeitig mit der 
Bewilligung für die Ausnahme vom Bauverbot im GWR zur ëffentlichen Auflage bringen. Die 
zustândiqen Behërden des Bauwesens sorgen für die Koordination der Verfahren. 

C. Übergangsmassnahmen 

ln Gebieten, wo noch keine Plane und Vorschriften für den GWR vorliegen oder diese noch 
in Ausarbeitung sind, gelten die Einschrankungen für die Bautatigkeit auf der Breite des Strei­ 
fens zu beiden Seiten des Gewâssers, der in den Übergangsbestimmungen der GSchV fest­ 
gelegt wird, bzw. im Falle eines stehenden Gewâssers, auf einem Streifen von 20 Metern 
Breite ab dem Ufer. Die für die Baubewilligung zustândiqe Behërde wird somit auf die Einhal­ 
tung dieser provisorischen Hâurne zu achten haben. 

A. GWR und Raumplanung 

Sobald er in Kraft ist, wird der GWR ais Hinweis in die Zonennutzunqsplâne (ZNP) übertra­ 
gen. Der GWR hat gegenüber den Nutzungszonen übergeordnete Gültigkeit. 

Die Gemeinde wird zu prüfen haben, ob allenfalls eine Anpassung ihres ZNP und ihres 
GBZR notwendig ist. 

Stand GSchV 1. Mai 2017 



VORSCHRIFTEN 

zur Festlegung von Eigentumsbeschrankungen im Gewasserraum eines grossen oberirdi- 
schen Fliessgewassers zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

! Allqemeines zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Die Vorschriften begleiten die Plane zur Festlegung des Gewâsserraurns (nachfolgend GWR) bei 
grossen Fliessgewassern, d.h. deren natürliche Gerinnesohlenbreite über 15 m betràqt (siehe kan­ 
tonale Verordnung über die Bestimmung des Gewasserraums bei grossen Fliessgewassern, nach­ 
folgend GWRV). Sie übernehmen die gesetzlichen Bestimmungen des Bundes und des Kantons, 
welche die mëglichen Bodennutzungen sowie die Eigentumsbeschrankungen regeln, die erforder­ 
lich sind, damit die Ziele des GWR, also namentlich der Erhalt der natürlichen Gewàssertunktlo­ 
nen, der Hochwasserschutz und die Gewassernutzung, erreicht werden kënnen. 

Das vorliegende Dokument bildet einen Bestandteil des für die ëffentliche Auflage zu erstellenden 
Dossiers zur Festlegung des Gewâsserraurns (siehe Art. 13 Abs. 4 des kantonalen Wasserbauge­ 
setzes vom 15. Mârz 2007). 

!! Vorschriften 

A. Bedeutung 

Die Vorschriften haben keine eigene Tragweite. Sie haben einzig zum Ziel die Betroffenen über 
den gesetzlichen Stand im Zeitpunkt der ëffentlichen Auflage des Projektes zur Festlegung des 
GWR zu informieren. Die Nutzung und die Eigentumsbeschrankungen ergeben sich direkt aus der 
kantonale und Bundesgesetzgebung, in welcher sie geregelt sind. 

B. Extensive Gestaltung und Bewirtschaftung des Gewasserraums 

Art. 41c Gewasserschutzverordunq (GSchV) 

1 lm Gewàsserraum dürfen nur standortgebundene, im ëffentlichen lnteresse liegende Anlagen wie 
Fuss- und Wanderwege, Flusskraftwerke oder Brücken erstellt werden. Sofern keine überwiegen­ 
den lnteressen entgegenstehen, kann die Behërde ausserdem die Erstellung folgender Anlagen 
bewilligen: 

a. zonenkonforme Anlagen in dicht überbauten Gebieten; 

abis_ zonenkonforme Anlagen ausserhalb von dicht überbauten Gebieten auf einzelnen 
unüberbauten Parzellen innerhalb einer Reihe von mehreren überbauten Parzellen; 

b. land- und forstwirtschaftliche Spur- und Kieswege mit einem Abstand von mindestens 3m von 
der Uferlinie des Gewâssers, wenn topografisch beschrânkte Platzverhaltnisse vorliegen; 

c. standortgebundene Teile von Anlagen, die der Wasserentnahme oder -einleitung dienen. 

d. der Gewassernutzung dienende Kleinanlagen. 
2 Anlagen sowie Dauerkulturen nach Artikel 22 Absatz 1 Buchstaben a-c, e und g-i der Landwirt­ 
schaftlichen Begriffsverordnung vom 7. Dezember 1998 im Gewasserraum sind in ihrem Bestand 
grundsatzlich geschützt, sofern sie rechfmâsslq erstellt wurden und bestimmungsgemass nutzbar 
sind. 
3 lm Gewâsserraurn dürfen keine Dünger und Pflanzenschutzmittel ausgebracht werden. Einzel­ 
stockbehandlungen von Problempflanzen sind ausserhalb eines 3 m breiten Streifens entlang des 
Gewâssers zulàssiq, sofern diese nicht mit einem angemessenen Aufwand mechanisch bekâmptt 
werden kënnen. 



4 Der Gewâsserraurn darf landwirtschaftlich genutzt werden, sofern er gemass den Anforderungen 
der Direktzahlungsverordnung vom 23. Oktober 2013 ais Streuetlâche, Hecke, Feld- und Uferge­ 
hôlz, Uferwiese entlang von Fliessgewassern, extensiv genutzte Wiese, extensiv genutzte Weide 
oder ais Waldweide bewirtschaftet wird. Diese Anforderungen gelten auch für die entsprechende 
Bewirtschaftung von Flâchen ausserhalb der landwirtschaftlichen Nutzflàche. 
4
brs Reicht der Gewâsserraurn bei Strassen und Wegen mit einer Tragschicht oder bei Eisenbahnli­ 

nien entlang von Gewëssern landseitig nur wenige Meter über die Verkehrsanlage hinaus, so kann 
die Behôrde für den landseitigen Teil des Gewâsserraums Ausnahmen von den Bewirtschaftungs­ 
elnschrânkunqen nach den Absâtzen 3 und 4 bewilligen, wenn keine Dünger oder Pflanzen­ 
schutzmittel ins Gewasser gelangen kônnen. 
5 Massnahmen gegen die natürliche Erosion der Ufer des Gewâssers sind nur zulâssiq, soweit dies 
für den Schutz vor Hochwasser oder zur Verhinderung eines unverhâltnlsrnâsslqen Verlustes an 
landwirtschaftlicher Nutzûâche erforderlich ist. 
6 Es gelten nicht: 

a. die Absâtze zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA1-5 für den Teil des Gewâsserraurns, der ausschliesslich der Gewahrleistunq 
einer Gewassernutzung dient; 

b. die Absâtze 3 und 4 für den Gewâsserraum von eingedolten Gewassern. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

C. Kulturland mit der Oualltât von Fruchttolqeflâchen im Gewasserraum 

Art. 41 cf'is GSchV 

1 Ackertâhiqes Kulturland mit der Qualitât von Fruchttolçeûachen im Gewasserraum ist von den 
Kantonen bei der lnventarisierung der Fruchttolqetlâchen nach Artikel 28 der Raumplanungsver­ 
ordnung vom 28. Juni 2000 separat auszuweisen. Es kann weiterhin an den kantonalen Mindest­ 
umfang der Fruchtfolgeflachen angerechnet werden. Liegt ein entsprechender Bundesratsbe­ 
schluss (Art. 5 GSchG) vor, so dürfen diese Flâchen in Notlagen intensiv bewirtschaftet werden. 
2 Für ackerfâhiges Kulturland mit der Qualitât von Fruchttolqeflâchen im Gewasser-raum, das be­ 
nôtigt wird, um bauliche Massnahmen des Hochwasserschutzes oder der Revitalisierung umzu­ 
setzen, ist nach den Vorgaben des Sachplans Fruchttolqe-flàchen (Art. 29 der Raumplanungsver­ 
ordnung vom 28. Juni 2000) Ersatz zu leisten. 

Art. 4 GWRV 
2 Bis zum Beginn der Ausbauarbeiten an einem Fliessgewasser kônnen die für die Realisierung 
des Ausbauvorhabens an einem einqedàrnrnten Fliessgewasser benôtigten Landwirtschattsflâchen 
weiterhin bis zum àusseren Dammfuss intensiv bewirtschaftet werden, sofern dies den Zielsetzun­ 
gen für den Gewâsserraurn nachweislich nicht entgegensteht. 
3 Nach Ausführung der Ausbauarbeiten ist in der Landwirtschaftszone die intensive landwirtschaft­ 
liche Nutzung bis zum ausseren Dammfuss auch weiterhin môglich, sofern dabei die Zielsetzun­ 
gen des Gewasserraurns qewâhrleistet werden. Gestützt auf eine Analyse der Ausgestaltung des 
Bauwerks (z. B. integrierter Damm), und unter Berücksichtigung der vorhandenen überwiegenden 
lnteressen, kann ausnahmsweise eine intensive Bewirtschaftung bis zur âusseren Dammkrone 
bewilligt werden. 

ill Andere Aspekte 

A. Rechtswirkung 

Sobald die Plane, die den GWR bestimmen, durch den Staatsrat genehmigt worden sind und die 
Genehmigung in Rechtskraft erwachsen ist, haben die Plane für Behôrden und Private rechtsver­ 
bindliche Wirkung. 

B. Spezialbewilligung (Teilbewilligung) für eine Ausnahme vom Bauverbot im GWR 

Ein Gesuchsteller, der in einem GWR bauen will, muss sein Bauvorhaben gleichzeitig mit der Be­ 
willigung für die Ausnahme vom Bauverbot im GWR zur ôffentlichen Auflage bringen. Die zustàn­ 
digen Behôrden des Bauwesens sorgen für die Koordination der Verfahren. 



C. Übergangsmassnahmen zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

ln Gebieten, wo noch keine Plane und Vorschriften für den GWR vorliegen oder diese noch in 
Ausarbeitung sind, gelten die Einschrânkunqen für die Bautatigkeit auf der Breite des Streifens zu 
beiden Seiten des Gewassers, der in den Übergangsbestimmungen der GSchV festgelegt wird, 
auf einem Streifen von 20 Metern Breite ab dem Ufer. Die für die Baubewilligung zustândiqe Be- 

hôrde wird somit auf die Einhaltung dieser provisorischen Râurne zu achten haben. 

A. GW R und Raumplanung 

Sebald er in Kraft ist, wird der GWR ais Hinweis in die Zonennutzunqsplàne (ZNP) übertragen. Der 

GWR hat gegenüber den Nutzungszonen übergeordnete Gültigkeit. 

Die Gemeinde wird zu prüfen haben, ob allenfalls eine Anpassung ihres ZNP und ihres GBZR 

notwendig ist. 

Stand GW RV 2. April 2014 und GSchV 1. Mai 2017 


